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Energiesparer
werden benachteiligt

Die «kleinen» Energieverbraucher, z. B. Haushalte, werden zum Sparen angehalten,
andererseits aber fördert der Bund mit seinen Massnahmen: Bereitstellung zusätzli-
chen Stroms, Baubewilligung für AKW, einseitige Verteilung der Forschungsgelder,
den Stromverbrauch.
Vor den notwendigen Energiepolätischen Schritten schreckt der Bund zurück und
überlässt das Feld den Energieproduzenten, deren Interessen natürlich nicht im

Energiesparen, sondern im Energieverbrauchen liegen.
Urs P. Gasche zeigt in seinem Artikel, den wir dem «Tages-Anzeiger» entnehmen,
was zu tun wäre — und was gemacht wird.

Wirksames Energiesparen hält der Bun-
desrat für «unrealistisch» und befürwör-
tet deshalb den Bau eines weiteren Kern-
kraftwerks. Gleichzeitig lehnen Bundes-
rat und Ständerat die Einführung einer
Energiesteuer zur Föderung des Ener-
giesparens als «marktwidrig» ab. Nie-
mand spricht jedoch über die Realität
dieses Energiemarktes, der die Energie-
Produzenten einseitig bevorzugt und die
Energiesparer benachteiligt. Die Diskri-
minierung der Stromsparer beispielswei-
se ist vierfach:

1. Trotz doppelten Kosten gleicher Preis

Die Kosten für den Strom aus einem neu-
en Kernkraftwerk sind doppelt oder drei-
fach so hoch wie der durchschnittliche
heutige Strompreis. Diese viel höheren
(Grenz-)Kosten für zusätzliche Kilowatt-
stunden müssten die Elektrizitätswerke
auch für eingesparte Kilowattstunden
vergüten. Nur so würden das Produzie-
ren von zusätzlichem Strom (Bau von A-

Werken) und das Sparen von Strom (In-
vestition zur rationelleren Verwendung)
finanziell gleichgestellt. Heute wird ie-
doch der sparenden Industrie oder dem
sparenden Gewerbe eine eingesparte Ki-
lowattstunde lediglich mit dem viel nied-
rigeren Konsumentepreis vergütet. Die
Einseitigkeit zugunsten der Produzenten
ist eklatant.

2. Ungleiche Finanzierung

Auch bei der Finanzierung seiner Inve-
stitionen ist der Energieproduzent ge-
genüber dem Energiesparer im Wettbe-
werb bevbrteilt. Mit Hilfe der Banken
und dem Zugang zum Emissionsmarkt
können die Elektrizitätsgesellschaften
den Bau eines Kernkraftwerks zehn Iah-
re lang finanzieren, bevor dieses den er-
sten Strom liefert. Zur Amortisation des

ausgeliehenen Kapitals lassen sich die
KKW-Bauer weitere zwei lahrzehnte
Zeit. Mit so extrem langen Finanzie-
rungs- und Abzahlungsfristen würden

sich auch viele heute «unrentable» Inve-
stitionen zum Energiesparen lohnen.
Nur: Kein privater Hausbesitzer und kei-
ne Industrie verfügt dafür über ähnlich
grosszügige Kapitalgeber wie die Elektri-
zitätskonzerne.

3. Einseitige Forschung

Mehr als 90 Prozent der gesamten For-
schungsgelder, welche Staat und Indu-
strie für den Energiebereich aufwenden,
dienen direkt oder indirekt der Bereit-
Stellung neuer Energie. Weniger als 10

Prozent bleiben für das eigentliche Ener-
giesparen.

4. Abwälzung der sozialen Kosten

Die Bereitstellung zusätzlichen Stroms
verbraucht Ressourcen (Uran) und ver-
grössert die Auslandabhängigkeit
(Brennstäbe, Aufbereitung des Atom-
mülls). Zudem erhöht sich die Umwelt-
belastung (Radioaktivität, Kühltürme,
Ausbau der Stromverteilnetze). Wer
Elektrizität spart, vermindert auch diese
sozialen Kosten. Wer den Stromver-
brauch dagegen erhöht, belastet damit
die Allgemeinheit, ohne etwa eine Abga-
be entrichten zu müssen.
Bei dieser vierfachen Diskriminierung
der Sparer erstaunt es nicht, dass immer
von Kern- und Kohlekraftwerken, Fern-
heiznetzen, Speicherseen und neuen

16



Überlandleitungen die Rede ist, nie je-
doch von ähnlich aufwendigen Sparinve-
stitionen. Nur diesen gewaltigen Markt-
Verzerrungen zu Lasten der Sparer hat es
die Elektrizitätswirtschaft zu verdanken,
dass sie zur Verringerung der Erdölab-
hängigkeit einen «Beitrag» leisten kann.
Verschiedene internationale Studien ha-
ben diese Marktverzerrung aufgezeigt
und sind zum Schluss gekommen, dass

die Bereitstellung neuer Energie gesamt-
wirtschaftlich teurer zu stehen kommt als

gesparte Energie — jedenfalls in den
nächsten zwanzig Jahren.

Sechs Milliarden zu in Sparen?

Das Kernkraftwerk Graben etwa wird
mit den dazugehörenden Netzausbauten
auf mindestens 6 Milliarden Franken zu
stehen kommen. Für diesen Betrag
könnte man in 600000 Wohnungen
(nicht etwa Häuser) je 10000 Franken in-
vestieren, um die Wärmedämmung zu
verbessern und die Heizanlagen anzu-
passen. Damit könnte bei einem Viertel
aller Wohnungen in der Schweiz der

Heizbedarf halbiert werden. Die Einspa-
rung betrüge 3,4 Prozent des gesamten
Energieverbrauchs der Schweiz. Das
Kernkraftwerk Graben mit einer Lei-
stung von 1000 MW könnte das Endener-
gieangebot der Schweiz aber nur um 3

Prozent erhöhen. Es wäre also Volkswirt-
schaftlich billiger, die 6 Milliarden Fran-
ken zur Wärmedämmung der Häuser
und zur Installation von Alternativener-
gieanlagen zu investieren. Die Sparva-
riante wird im Vergleich noch günstiger,
wenn man nicht nur die Investitions-
kosten, sondern auch die jährlich anfal-
lenden Betriebskosten berücksichtigt.
Hier schneiden neue Kernkraftwerke -
wie jede Bedarfsdeckung mit zusätzli-
eher Energie - besonders schlecht ab.
Sie führt nämlich zum Zwang, ständig
Energie zu kaufen, und zwar zu langfri-
stig steigenden Preisen.
Doch der gesamtwirtschaftlich effizien-
tere Weg setzt sich nicht durch, weil der
Wettbewerb auf dem Markt enorm ver-
zerrt ist. Es läge am Staat, mit griffigen
Energiegesetzen für Korrektur zu sor-

gen.

Die Losung «Sowohl sparen als auch
neue Energie produzieren» ist Augenwi-
scherei: Die 6 Milliarden Franken sind
nicht für beides vorhanden. Dem Auf-
wand für das vor der Vollendung stehen-
de KKW Leibstadt steht kein gleicher
Aufwand für Energiesparinvestitionen
gegenüber. Das riesige Energiesparpo-
tential bleibt weitgehend ungenutzt. Die
Marktverzerrungen bleiben unangeta-
stet. Die Schweizer Energiewirtschaft
und viele Politiker verteidigen die heuti-
gen Marktvorteile der Produzenten ge-
genüber den Sparern und wollen von ei-

ner korrigierenden staatlichen Energie-
politik, etwa einer Energieabgabe oder
Energiesteuer, nichts wissen.
Auch der Bundesrat hat sich mit seinem
Ja zum Bedarf eines weiteren Kernkraft-
werkes für diesen wirtschaftlich und öko-
logisch falschen Weg entschieden: Die
nächsten 6 Milliarden Franken sollen
wiederum dem Bau eines Kernkraftwer-
kes und der entsprechenden Vergrösse-
rung des Stromverteilnetzes reserviert
bleiben. Das umweltfreundliche, gern
beschworene Sparen hat das Nachsehen.
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